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POLITISCHER HINTERGRUNDBERICHT 

 
Projektland:  Venezuela 

Datum: 09. Dezember 2015 

 
Zeitenwende in Venezuela – Opposition gewinnt absolute Mehrheit bei 

Parlamentswahlen 

 

Zweieinhalb Jahre sind seit dem Tod des Staatspräsidenten Hugo Chávez, dem 
charismatischen Übervater der „Bolivarischen Revolution“ vergangen. Der Chavismus 
hatte mit Hugo Chávez seine Identifikationsfigur und sein Zentrum verloren und steckt 
inzwischen in einer tiefen Legitimitätskrise. Chávez‘ Nachfolger Nicolás Maduro führt 
das Land auf dem eingeschlagenen Weg zum „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ 
unbeirrt weiter, verliert aber immer mehr die Zügel aus der Hand. Wochenlange 
landesweite Proteste gegen die Regierung mit 43 Toten markierten Anfang 2014 die 
Amtszeit der neuen Regierung unter Maduro und spiegeln die gesellschaftliche 
Polarsierung. 

Duch den Verfall des Ölpreises leidet das Land unter den tiefgreifenden Auswirkungen 
einer ideologisch geprägten, ökonomische und mathematische Realitäten 
ausblendenden Wirtschafts- und Finanzpolitik. Die Inflation ist mit bis zu 190 Prozent 
die höchste weltweit, das Land erlebt das zweite Jahr einer schweren Rezession. Seit 
mehr als zehn Jahren befindet sich Venezuela in einer politisch induzierten Spirale der 
Deindustrialisierung und setzt ausschließlich auf Erdöl, das rund 95 Prozent aller 
Exporteinnahmen generiert. Ein sehr hoher Anteil der Versorgungsgüter muss gegen 
Devisen importiert werden. Der dramatische Sturz der Erdölpreise trägt wesentlich 
dazu bei, dass das Land am Rande des Staatsbankrotts steht. Es herrscht 
Devisenmangel. Nachrichtensendungen in aller Welt berichten über die 
Warenverknappung und die leeren Regale in Venezuela. Fehlendes Toilettenpapier lädt 
außenstehende Beobachter zum Kopfschütteln und Schmunzeln ein – für die Bürger 
Venezuelas sind diese Zustände traurige Realität. 

Vor dem Hintergrund dieses Krisenszenarios waren bei den Parlamentswahlen am 6. 
Dezember 2015 rund 19,5 Millionen Wahlberechtigte zur Wahl der 167 Mitglieder der 
Nationalversammlung aufgerufen. Und die Bürger kamen in diesen Zeiten der Krise in 
Scharen. Mit rund 74 Prozent wurde die mit Abstand höchste Wahlbeteiligung bei 
Parlamentswahlen aller Zeiten erreicht. Ganze neun Prozentpunkte über der letzten 
Wahl im Jahr 2010, die ihrerseits einen Rekord markierte. 

Schon am Wahlabend war auch aufgrund der Umfrageergebnisse der Sieg des 
parteienübergreifenden Oppositionsbündnisses „Tisch der Demokratischen Einheit“ 
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(Mesa de la Unidad Democrática – MUD) von Mitte-Links über Liberal bis Rechts klar. 

Offen blieb, wie groß die Mehrheit werden würde: Eine einfache (84 Mandate), 
qualifizierte (3/5 der Stimmen, 101 Mandate) oder sogar die absolute Mehrheit (2/3 
der Stimmen, also 111 Mandate) standen im Raum. Erst 48 Stunden nach Schließung 
der Wahllokale wurden die beiden letzten Mandate vom Nationalen Wahlrat (CNE) der 
Opposition zugesprochen und so wurde für die Öffentlichkeit das eigentlich 
Undenkbare Gewissheit: Die Opposition hatte mit 112 Mandaten in der 
Nationalversammlung die absolute Mehrheit errungen. Aufgrund einer im Wahlsystem 
– von der damaligen chavistischen Regierungsmehrheit – angelegten, stark 
überproportionalen Repräsentation der ersten Mehrheit, reichten der Opposition 
56,20 Prozent der Wählerstimmen, um 67 Prozent der Mandate zu erreichen. Die 
chavistische Regierungspartei Partido Socialista Unido de Venezuela (PSUV) kam auf 
lediglich 55 Mandate und 40,80 Prozent der Wählerstimmen. 

Damit sind die Machtverhältnisse im Parlament nach 16 Jahren auf den Kopf gestellt. 
Die Opposition gewinnt erstmals eine entscheidende Wahl. Der im Jahr 2008 als 
Antwort auf den Chavismus gegründete MUD erhält erstmals ein starkes, sehr 
weitreichendes politisches Mandat für die Legislaturperiode 2016 bis 2021. 

Die Demontage des Links-Regimes in Venezuela markiert einen Epochenwechsel und 
möglicherweise das Ende der langen Regierungszeit des Chavismus. Diesen totzusagen 
wäre allerdings deutlich verfrüht und angesichts des Stimmenanteils von 40,80 
Prozent fern der Realität. Zwar ist die „bolivarische Revolution“ bis auf Weiteres 
gestoppt, das chavistische Projekt genießt in der Bevölkerung jedoch weiterhin 
grundsätzlich viel Sympathie.  

Abgestraft wurden vom Wähler allerdings die „Erben“ von Chávez um Staatspräsident 
Maduro, unter denen es angesichts der Krise sehr vielen Menschen schlechter geht als 

zuvor. Auch im Kreis der chavistischen Eliten gibt es Kritik am verloren gegangenen 
Geist der Revolution, an Bürokratie und Korruption. In diesem Sinne verdankt die 
Opposition ihren Triumph in dieser schwindelerregenden Dimension auch vielen 
Protestwählern. Dabei verkennen viele noch immer die Wirkungszusammenhänge und 
den Umstand, dass die heutige soziale und wirtschaftliche Realität auch vor einer 
charismatischen Persönlichkeit wie Hugo Chávez nicht halt gemacht hätte, da ihre 
Ursache vor allem in der Staatsvorstellung und dem damit verbundenen Politikmodell 
liegt. 

Unzweifelhaft ist, dass ein stetig wachsender Teil der Bevölkerung nach mehr als 16 
Jahren der chavistischen Allmacht und Allgegenwärtigkeit, der Missachtung der 
Verfassung, der aggressiven Rhetorik und Einschüchterung, der dramatisch 
gestiegenen Gewaltkriminalität, der Gleichschaltung der Medien, der Politisierung der 

Institutionen und insbesondere der Justiz – und vor allem des dramatischen 
wirtschaftlichen Niedergangs müde ist, der sich für die Bürger täglich spürbar in 
Versorgungsengpässen nicht nur bei Konsum- und Luxusgütern für die Mittel- und 
Oberklasse zeigt, sondern auch bei Gütern der Grundversorgung wie Lebensmitteln 
und Medikamenten für alle sozialen Schichten der Gesellschaft. 

Wirtschaftskrise und Mangelwirtschaft wahlentscheidend 

Venezuela zeigt bereits seit mehreren Jahren viele Merkmale eines failed states. Die 
vielfältigen Probleme und Defekte der venezolanischen Demokratie waren jedoch nie 
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wahlentscheidend. Die notwendige „kritische Masse“ für einen politischen Wandel 

wurde auch aufgrund der schwierigen Rahmenbedingungen, denen sich die politische 
Opposition angesichts des staatlich-chavistischen Machtblocks bis heute gegenüber 
sieht, nie erreicht. 

Erst die Vehemenz der Krise, und die damit verbundenen Effekte Verarmung und 
Warenverknappung, vermochten als Zünglein an der Waage die Wahlen zu 
entscheiden; sie sind als Hauptursache für den Sieg der Opposition zu sehen. Die 
tiefgreifende Wirtschaftskrise ist für alle Menschen in Venezuela am eigenen Leib 
spürbar und nicht so fern der Lebenswirklichkeit großer Bevölkerungsteile, wie dies 
beispielsweise Fragen der Pressefreiheit oder die schleichende Auflösung der 
verfassungsmäßigen Gewaltenteilung sind. 

Der Chavismus hat innerhalb eines Jahres wesentliche Teile seiner Klientel und damit 
seiner Machtbasis verloren, die in den ärmeren Bevölkerungsschichten liegt. Dies 

beruht darauf, dass er es inzwischen nicht mehr schafft, deren drei zentrale 
Bedürfnisse und somit politische Anliegen vollständig zu befriedigen: Dies sind die 
Bereitstellung ausreichend günstiger Lebensmittel, Zugang zu Gesundheitsversorgung 
und Bildung. Das Staatsversagen betrifft in jüngerer Zeit besonders die beiden 
erstgenannten Bereiche. 

Die dramatisch gestiegene Gewaltkriminalität hingegen ist gerade für ärmere 
Gesellschaftsteile überraschenderweise kein wahlentscheidender Faktor1, auch wenn 
gerade sie es sind, die am meisten unter dem Staatsversagen in diesem Politikfeld 
leiden – die Anzahl der Tötungsdelikte ist seit der Machtübernahme des Chavismus 
kontinuierlich gestiegen und hat sich innerhalb von 16 Jahren verdreifacht. Venezuela 
liegt bei der Anzahl der Tötungsdelikte deutlich vor dem benachbarten 
Bürgerkriegsland Kolumbien und allen anderen südamerikanischen Ländern. 

Wird der Chavismus die Niederlage wirklich anerkennen?  

Viel war im Vorfeld über die Reaktionen auf Regierungsseite gemutmaßt worden. 
Führende Politiker der PSUV, wie Staatspräsident Nicolás Maduro und 
Parlamentspräsident Diosdado Cabello, hatten in den Wochen und Monaten rhetorisch 
Feuer ins Öl gegossen und vor der Wahl angekündigt, eine Niederlage der 
„Bolivarischen Revolution“ keinesfalls zu akzeptieren. Vieles deutete angesichts der 
absehbaren Niederlage also auf Gewalt hin, wie sie vielerorts in den Tagen und 
Wochen vor dem Wahltag zu beobachten war. 

Am Ende blieb es am Wahltag selbst ruhig, sicher auch, weil Staatspräsident Maduro 
bereits am Vortag der Wahl verbal zurückgerudert war und in einer Fernsehansprache 
in der Wahlnacht nochmals ankündigte, dass er das Wahlergebnis und das Votum der 
Bürger akzeptieren werde. 

Zugleich ließ Maduro jedoch jegliche Selbstkritik vermissen und wies die Schuld für 
das Wahlergebnis von sich. Vielmehr führte er einmal mehr den vermeintlichen 
„Wirtschaftskrieg“ an, der, organisiert von der politischen Opposition und 
Privatunternehmern aus Venezuela, Kolumbien und den USA, gegen das Land und die 
Regierung geführt werde und für die wirtschaftliche Miesere verantwortlich sei. Den 

                                                           
1 Vgl. diverse Studien und Analysen hinsichtlich der gesellschaftlichen Wahrnehmung und der Auswirkungen von Gewalt 
bspw. der NGO Venezolanisches Observatorium für Gewalt (Observatorio Venezolano de Violencia – OVV)  
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Ball ins Feld der Opposition spielend, forderte er die neugewählte Parlamentsmehrheit 

auf, für ein Ende desselben zu sorgen und mit seiner Regierung zusammenzuarbeiten.  

Maduro forderte im Nachgang der Bekanntgabe des offiziellen Wahlergebnisses sein 
gesamtes Kabinett zum Rücktritt auf. Damit reagiert er auf das verheerende 
Wahlergebnis und die interne Kritik. Das darf allerdings nicht als ein Zugeständnis an 
die Opposition missinterpretiert werden. Maduro selbst steht massiv in der Kritik aus 
den eigenen Reihen. Das miserable Wahlergebnis schwächt seine stets weit hinter der 
Strahlkraft von Chávez gebliebene Figur innerhalb des chavistischen 
Führungsapparats weiter. 

Ob die vielstimmige Führungselite des Chavismus die Niederlage wirklich akzeptieren 
und gar zu punktuellen Zugeständnissen bereit sein wird, muss sich zeigen. Die 
vorherrschende Rhetorik und ein Blick in die Geschichte lassen dies nicht erwarten. 
Als Reaktion auf den Sieg des Oppositionskandidaten Antonio Ledezma – derzeit 

inhaftiert und von der Opposition zur Gruppe der politischen Gefangenen gezählt – 
wurden disem bei seiner Wahl zum Oberbürgermeister von Caracas im Jahr 2008 von 
Staatspräsident Chávez ein Großteil der Ressourcen und Entscheidungskompetenzen 
seines Amtes entzogen und eine Parallelstruktur aufgebaut. Ähnliche Beschränkungen 
gelten für amtierende Gouverneure der Opposition, denen die dem Bundesstaat und 
dessen Öffentlicher Verwaltung zustehenden nationalen Haushaltsmittel ganz oder 
teilweise vorenthalten oder oft nur verzögert ausgezahlt werden. 

Zu einem zentralen Akteur im Machtpoker dürfte künftig der Oberste Gerichtshof 
(Tribunal Suprema de Justicia – TSJ) werden, der sich zu einem Verteidiger der 
politischen und gesetzlichen „Errungenschaften“ des Chavismus aufschwingen könnte, 
und Gesetze(svorhaben) und sonstige Initiativen auf rechtlichem Wege unterbinden 
bzw. aufheben könnte. Die zwölf Richter, deren Amtszeit eigentlich 2016 auslaufen 

würde, wurden von der Regierung und deren Mehrheit in der Nationalversammlung, in 
Voraussicht des Wahlergebnisses, bereits im Oktober vorzeitig abberufen, damit die 
Neubesetzung nach politischer Gesinnung noch in den kommenden Tagen – also vor 
dem Zusammentreten der neugewählten Nationalversammlung Anfang Januar – 
erfolgen kann. 

Wahlkampf mit harten Bandagen  

Dem Wahlgang vorausgegangen waren auf Regierungsseite in den Wochen und 
Monaten zuvor vielfältigste Aktivitäten, um die Opposition zu schwächen und 
einzuschüchtern.  

So wurde eine ganze Reihe bedeutender Oppositionspolitiker unter fadenscheinigen 
und teilweise konstruierten Gründen aufgrund vermeintlicher Steuervergehen auf 
Richterbeschluss von den Wahlen ausgeschlossen, darunter die bekannteste 

Oppositionspolitikerin des Landes, María Corina Machado, der Monate zuvor aus 
anderen Gründen bereits von der chavistischen Parlamentsmehrheit ihr 
Abgeordnetenmandat entzogen worden war. 

Der ebenfalls zu den bedeutendsten Köpfen der Opposition gehörende Politiker 
Leopoldo López war im Vorfeld der Wahlen in einem langen und umstrittenen Prozess 
wegen seiner Beteiligung an den eingangs erwähnten landesweiten Protesten des 
Jahres 2014 zu einer mehr als dreizehnjährigen Haftstrafe verurteilt worden. Ein 
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inzwischen aus Venezuela geflüchteter, an der Anklage beteiligter Staatsanwalt, 

spricht von einem Fehlurteil und davon, dass die Verurteilung nur aufgrund des Drucks 
der Regierungsseite und gefälschter Beweise zustande gekommen sei.2 

Außenpolitik als Wahlkampfinstrument 

Im Angesicht der schlechten Umfragewerte flüchtete sich die Regierung parallel zu den 
beschriebenen Maßnahmen in die Außenpolitik, die sie für innenpolitische Zwecke 
instrumentalisierte, um von den wirtschaftlichen Problemen abzulenken. Ein alter 
Grenzkonflikt mit Guyana – Venezuela erhebt seit langer Zeit Anspruch auf bedeutende 
Teile des Staatsgebiets seines östlichen Nachbarn – wurde einseitig wiederbelebt. 
Nachdem die Regierung Maduro jedoch selbst bei engsten Verbündeten wie Kuba 
keine Unterstützung bei ihrem Säbelrasseln erhielt, wurde als Alternative schnell der 
westliche Nachbar Kolumbien ins Auge gefasst. 

Mit der Begründung der Bekämpfung des Schmuggels, der Organisierten Kriminalität 
und „kolumbianischer Paramilitärs“, wurden im August 2015 kurzerhand die 
Landgrenzen zu Kolumbien geschlossen. Rund 20.000 Kolumbianer wurden innerhalb 
weniger Wochen vom venezolanischen Territorium verwiesen bzw. sind geflohen, 
1.600 Personen wurden formell deportiert und eine Vielzahl von Wohnhäusern im 
Grenzgebiet zerstört. Für diese ohne jegliches Augenmaß betriebene Maßnahme gegen 
in Venezuela lebende Staatsbürger aus dem konservativ-marktorientiert regierten 
Nachbarland Kolumbien, konnte die Regierung Maduro auf die Unterstützung der 
verbündeten Staaten des linken ALBA-Bündnisses (Alianza Bolivariana para los 
Pueblos de Nuestra América) setzen. Kolumbien beantragte eine Befassung des 
Regionalbündnisses Organisation Amerikanischer Staaten (Organización de Estados 
Americanos – OEA), um diese Vorgänge zu diskutieren und den Konflikt zu schlichten. 
Dies kam aufgrund der ablehnenden Haltung der ALBA-Staaten nicht zustande. 

Die Maßnahmen im Grenzgebiet sorgten allerdings nicht für den beabsichtigten 
Zustimmungseffekt bei den Parlamentswahlen. Bis zum heutigen Tag bleibt die Grenze 
zwischen Venezuela und Kolumbien geschlossen. Interessanterweise richtete sich das 
Vorgehen der venezolanischen Polizei und Streitkräfte in keinem Moment gegen die 
Guerillas FARC3 und ELN4, die im Grenzgebiet das venezolanische Territorium als 
Rückzugraum nutzen, Schutzgelder erpressen, Menschen entführten und dort unter 
den Augen der venezolanischen Streitkräfte Dutzende Lager betreiben. 

Ausblick: Die neuen Handlungsmöglichkeiten der Opposition 

Venezuela ist eine Präsidialdemokratie mit einer dementsprechend starken Rolle der 
Exekutive und insbesondere des Staatspräsidenten. Die Machtkonzentration auf die 
Exekutive geht in der politischen Praxis Venezuelas weit über die verfassungsmäßigen 
Vorgaben und formal-juristisch unabhängigen Gewalten wie die Judikative, den 

Nationalen Wahlrat und die Bürgergewalt hinaus; letztere, die vierte und fünfte Gewalt 
in Venezuela, sind stark parteipolitisiert. Ungeachtet dieser schwierigen 
Rahmenbedingungen, denen sich die künftig oppositionsdominierte Legislative 

                                                           
2 EL TIEMPO (2015): Fiscal del caso Leopoldo López huye de Venezuela. 

http://www.eltiempo.com/mundo/latinoamerica/fiscal-del-caso-leopoldo-lopez-huye-de-venezuela/16411807 (Zugriff 
08.12.2015) 
3 Vollständiger Name: FARC-EP: “Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia – Ejército del Pueblo” (Revolutionäre 
Streitkräfte Kolumbiens – Volksarmee) 
4 ELN: “Ejército de Liberación Nacional” (Nationale Befreiungsarmee) 

http://www.eltiempo.com/mundo/latinoamerica/fiscal-del-caso-leopoldo-lopez-huye-de-venezuela/16411807


 

Hanns-Seidel-Stiftung_Politischer Hintergrundbericht_Venezuela_09. Dezember 2015 6 
 

gegenüber sehen wird, hat sie durch die absolute Mehrheit eine sehr starke 

Ausgangsposition. 

Noch am Wahltag kündigte der Generalsekretär der MUD, Jesús Torrealba, nach dem 
Bekanntwerden der ersten Ergebnisse, in einer Ansprache ein Amnestiegesetz für die 
rund 75 politischen Gefangenen an und machte deutlich, dass die Opposition zudem 
diverse Gesetze zur Stärkung der nationalen Wirtschaft auf den Weg bringen werde. 
Weiterhin wurde auch ein Gesetz zur Verfolgung und Sicherstellung von veruntreuten 
öffentlichen Mitteln angekündigt.  

Darüber hinaus steht der Oppositionsmehrheit in der Nationalversammlung ab dem 
Zeitpunkt ihres Zusammentretens am 5. Januar 2016 eine Vielzahl von Instrumenten 
zur Verfügung, an deren Ende sogar die Abwahl von Staatspräsident Maduro, aber 
auch von einzelnen Gouverneuren und Bürgermeistern, durch ein Referendum stehen 
könnte. Auch das bereits von Chávez – über mehr als vier Jahre – und auch von  

Maduro – derzeit und insgesamt über 18 Monate – praktizierte Regieren am Parlament 
vorbei auf der Basis eines Ermächtigungsgesetzes wird dann der Vergangenheit 
angehören. Dies wird jedoch, wie bereits ausgeführt, vorbehaltlich der Entscheidungen 
des Obersten Gerichtshofs erfolgen. 

Folgende weitere Kompetenzen liegen in der Hand der oppositionellen 
Zweidrittelmehrheit der Nationalversammlung: 

 Bestimmung des Präsidiums der Nationalversammlung; 

 Verabschiedung bestimmter Gesetze, die nicht den Charakter eines 
Organgesetzes haben; 

 Einrichtung oder Auflösung von Ausschüssen der Nationalversammlung; 

 Einberufung von Referenden zu Gesetzesvorhaben und internationalen 
Verträgen/Konventionen mit Auswirkungen auf nationale Souveränität bzw. 
Kompetenzen;   

 Steuerung des Ausschusses für Rechnungslegung und Untersuchung und 
Anklage von Angehörigen von Politik und Öffentlicher Verwaltung (z.B. im 
Zusammenhang mit Korruption oder dem Missbrauch öffentlicher Mittel); 

 Steuerung des Haushaltsausschusses und Einflussnahme auf die Ausgestaltung 
des Staatshaushalts; 

 Annahme oder Ablehnung von Dekreten zur Ausrufung des Ausnahmezustands; 

 Vorbereitung einer verfassungsgebenden Versammlung; 

 Vorschlags- bzw. Abberufungsrecht für Richter des Obersten Gerichtshofs 
Tribunal Suprema de Justicia, des Ombudsmanns Defensor del Pueblo und der 
wichtigen Mitglieder des Wahlrats Consejo Nacional Electoral, welcher in 
Venezuela den Status einer fünften Gewalt innehat. 

Die Opposition erhält nun umfangreiche Blockademöglichkeiten, um der extremen 
Machfülle des Chavismus Grenzen zu setzen. Die Menschen in Venezuela jedoch 
erwarten Lösungen für die akuten Probleme des Landes und werden damit die 
Opposition unter Zugzwang setzen. Die Gräben zwischen beiden politischen Lagern 
sind tief, eine Zusammenarbeit schwierig und für viele Beobachter kaum vorstellbar. 
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Ein kleines Fragezeichen steht auch hinter dem zukünftigen Zusammenhalt des 

Parteienbündnisses MUD. Immerhin handelt es sich um unabhängige Parteien 
unterschiedlichster politischer Couleur.  

Es bleibt abzuwarten, ob die Opposition den Spagat zwischen der Setzung von 
politischen Akzenten einerseits – ohne jedoch zugleich das Regime zu stabilisieren – 
und der Kontrolle, bis hin zur Blockade der Regierung in bestimmten Bereichen auf der 
anderen Seite, hinbekommen wird.  

Vielleicht muss sie dies auch gar nicht für lange Zeit. Ab April 2016, der Halbzeit der 
sechsjährigen Amtszeit des Staatspräsidenten, könnte die oppositionelle Mehrheit ein 
Abwahlreferendum gegen Maduro auf den Weg bringen. Mit dem derzeitigen 
Rückenwind und der überwältigenden Zustimmung würde es wundern, wenn die 
Opposition diesen Weg nicht einschlagen würde. Ungefährlich wäre dies nicht, denn 
unweigerlich würde die gesellschaftliche Polarisierung mit Vehemenz aufbrechen. 

Schon im Jahr 2004 war ein Abwahlreferendum gescheitert, die Folge waren eine 
Radikalisierung des Chavismus und Vergeltungsmaßnahmen.  

 

Benjamin Bobbe 

Der Autor ist Leiter der Vertretungen der Hanns-Seidel-Stiftung in 
Bogotá/Kolumbien und Caracas/Venezuela 
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